
Seite: 1/1

Gemeinde Upahl
Gemeindevertretung Upahl

Tagesordnung

Öffentlicher Teil

1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, 
der Anwesenheit und Beschlussfähigkeit

2 Bestätigung der Tagesordnung

3 Einwohnerfragestunde

4 Billigung der Sitzungsniederschrift vom 09.07.2015

5 Bericht des Bürgermeisters

6 Bebauungsplan Nr. 1 Wohngebiet Upahl-Nord
hier: Antrag auf Erschließung des 2. Bauabscnittes und 
Erschließungsvertrag

VO/10GV/2015-172

7 Benutzungsgebühr Trauerhalle Diedrichshagen VO/10GV/2015-171

8 Fortschreibung Landesraumentwicklungsprogramm M-V; 2. Stufe der 
Beteiligung
hier: Stellungnahme der Gemeinde Upahl

VO/10GV/2015-173

9 Anfragen und Mitteilungen

Nichtöffentlicher Teil

10 Tausch einer Teilfläche aus dem gemeindeeigenen Flurstück 72, Flur 
2, Gemarkung Upahl mit dem Flurstück Fläche 71/17 aus privatem 
Eigentum

VO/10GV/2015-169

11 Anfragen und Mitteilungen

Öffentlicher Teil

12 Wiederherstellung der Öffentlichkeit und Bekanntgabe der im 
nichtöffentlichen Teil gefassten Beschlüsse

Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Upahl

Sitzungstermin: Donnerstag, 13.08.2015, 19:00 Uhr

Ort, Raum: Gemeindezentrum Upahl, 23936 Upahl
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Gemeinde Upahl

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/10GV/2015-172
öffentlich

31.07.2015
G. Matschke

Bebauungsplan Nr. 1 Wohngebiet Upahl-Nord
hier: Antrag auf Erschließung des 2. Bauabscnittes und 
Erschließungsvertrag
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

13.08.2015 Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:
1. Auf der Grundlage des Antrages zur Erschließung des 2. Bauabschnittes im B-Plan 

Nr. 1 „Wohngebiet Upahl-Nord der 1A-Rostock Immobilien GmbH,
Kröpeliner Straße 92 D, 18055 Rostock,  stimmt die Gemeindevertretung dem 
Erschließungsvertrag laut Anlage zu.

2. Der Bürgermeister wird beauftragt, mit den Geschäftsführern der 1A-Rostock 
Immobilien GmbH den Erschließungsvertrag gemäß Anlage abzuschließen.

            

Sachverhalt: 
Bisher war nur der 1. Bauabschnitt des B-Planes Nr. 1 „Wohngebiet Upahl-Nord“ 
erschlossen. Für den 2. Bauabschnitte haben die ursprünglichen Eigentümer im 2. BA 
bereits seit langem einen Erschließungsträger gesucht. Durch den Verkauf der erforderlichen 
Grundstücke  an die 1A-Rostock Immobilien GmbH ergibt sich nun die Möglichkeit, dass der 
2. BA kurzfristig erschlossen werden kann. Die 1A-Rostock Immobilien GmbH hat sich bereit 
erklärt als Erschließungsträger aufzutreten. In diesem Zusammenhang  ist der Abschluss 
eines Erschließungsvertrages zwischen dem Erschließungsträger und der Gemeinde 
erforderlich.
Außerdem ist vom Investor eine Änderung des B-Planes Nr. 1 für einen Teilbereich des 2. 
BA angedacht mit dem Ziel, die zur Zeit festgesetzte Reihenhausbebauung in eine 
Einfamilienhausbebauung zu ändern.
      

Finanzielle Auswirkungen:
Sämtliche anfallenden Kosten werden vom Erschließungsträger übernommen.
Die Gemeinde ist von Kosten freizuhalten.      

Anlage/n:
- Erschließungsvertrag

      

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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Erschließungsvertrag 

zum 2. Bauabschnitt des Bebauungsplanes Nr. 1 Wohng ebiet Upahl-Nord 

der Gemeinde Upahl 

 

Die Gemeinde Upahl, Rathausplatz 1, 23936 Grevesmühlen 
                                                        (nachfolgend Gemeinde genannt), 

vertreten durch den Bürgermeister Herrn Steve Springer 

und 

Die 1A-Rostock Immobilien GmbH, Kröpeliner Straße 92 D, 18055 Rostock 
                                                                              (nachfolgend Erschließungsträger genannt), 

vertreten durch die Geschäftsführer  Frau Susanne Morgenstern und Herrn Dirk Rößler 

schließen folgenden Vertrag: 

 

TEIL  1 
ALLGEMEINES 

§ A 1 
Gegenstand des Vertrages 

(1) Gegenstand des Vertrages ist das Vorhaben Erschließung der Grundstücke des 2. 
Bauabschnittes im Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 
Wohngebiet Upahl-Nord gemäß Vertragsgebiet. 

(2) Das Vertragsgebiet umfasst die im Lageplan (Anlage 1) umgrenzten Grundstücke. 

(3) Der Ausbau hat in Art und Farbgebung gemäß des 1. Bauabschnittes des 
Bebauungsplanes Nr. 1 Wohngebiet Upahl-Nord zu erfolgen. 

 

§ A 2 
Bestandteil des Vertrages 

Bestandteile des Vertrages sind: 

a) der Lageplan mit den Grenzen des Vertragsgebietes (Anlage 1) 

b) die Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 Wohngebiet Upahl-
Nord (Anlage 2) 

c) der Plan zur Durchführung der Erschließungsmaßnahme einschließlich 
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• Entwässerungsplan (Anlage 3) 

• Straßen- und Wegeplan (Anlage 4) 

d) Die von der Gemeinde genehmigte Ausbauplanung für die Erschließungsanlage mit 
Baubeschreibung-Leistungsbeschreibung und Kostenberechnung (Anlage 5). 

 

TEIL II 
VORHABEN 

§ A 1 
Gegenstand des Vertrages 

         - entfällt - 

 

TEIL III 
ERSCHLIESSUNG 

§ E 1 
Herstellung der Erschließungsanlagen 

(1) Der Erschließungsträger übernimmt die Herstellung der in § E 3 genannten 
Erschließungsanlagen im Vertragsgebiet gemäß den sich aus § E 2 ergebenden 
Vorgaben. 

(2) Die Gemeinde verpflichtet sich, die Erschließungsanlagen bei Vorliegen der § E 8 
genannten Voraussetzungen in ihre Unterhaltung und Verkehrssicherungspflicht zu 
übernehmen. 

§ E 2 
Fertigstellung der Anlagen 

(1) Der Erschließungsträger verpflichtet sich, die in den beigefügten Plänen dargestellte 
Entwässerung (Anlage 3) sowie die Straßen- und Wegeflächen (Anlage 4) in dem 
Umfang bis zum 15.12.2015  fertigzustellen, der sich aus der von der Gemeinde 
genehmigten Ausbauplanung gemäß Anlage 5 ergibt. Die Erschließungsanlagen 
sollen in einer Ausbaustufe fertiggestellt werden. 
Der Ausbau der Wege zwischen den Grundstücken 11 bis 18 kann erst nach erfolgter  
Änderung des Bebauungsplanes (4. Änderung) erfolgen, da hier anstelle der bisher 
vorgesehenen Reihenhausbebauung eine Einzel- bzw. Doppelhausbebauung vom 
Erschließungsträger geplant ist. 

(2) Erfüllt der Vorhabenträger seine Verpflichtungen nicht oder fehlerhaft, so ist die 
Gemeinde berechtigt, ihm schriftlich eine angemessene Frist zur Ausführung der 
Arbeiten zu setzen. Erfüllt der Erschließungsträger bis zum Ablauf dieser Frist die 
vertraglichen Verpflichtungen nicht, so ist die Gemeinde berechtigt, die Arbeiten auf 
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Kosten des Erschließungsträgers auszuführen, ausführen zu lassen oder von diesem 
Vertrag zurückzutreten. 

§ E 3 
Art und Umfang der Erschließungsanlagen 

(1) Die Erschließung nach diesem Vertrag umfasst gemäß Bebauungsplan 

a) die Freilegung der öffentlichen Erschließungsflächen; 

b) die Herstellung der öffentlichen Abwasseranlagen (Schmutzwasser und 
Regenwasser); 

c) die Herstellung der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze einschließlich 

• Fahrbahnen 

• Parkplatzflächen 

• Gehwege 

• Straßenentwässerung 

• Straßenbeleuchtung  

• Straßenbegleitgrün 

• Straßenbenennungsschilder 

• Verkehrszeichen 

• Immissionsschutzanlagen (Lärmschutzwall) 

nach Maßgabe der von der Gemeinde genehmigten Ausbauplanung. 

(2) Der Erschließungsträger hat notwendige bau-, wasserrechtliche oder sonstige 
Genehmigungen, Zustimmungen bzw. Anzeigen der Gemeinde vor Baubeginn 
vorzulegen. 

§ E 4 
Ausschreibungen, Vergabe und Bauleitung 

(1) Mit der Ausschreibung und Bauleitung der Erschließungsanlagen beauftragt der 
Erschließungsträger ein leistungsfähiges Ingenieurbüro, das die Gewähr für die 
technisch beste und wirtschaftlichste Abwicklung der Baumaßnahme bietet. Der 
Abschluss des Ingenieurvertrages zwischen dem Erschließungsträger einerseits und 
dem Ingenieurbüro andererseits erfolgt im Einvernehmen mit der Gemeinde. 

(2) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, Bauleistungen nur nach Ausschreibung auf der 
Grundlage der Verdingungsverordnung für Bauleistungen (VOB) ausführen zu lassen 
und diese mit Zustimmung der Gemeinde zu vergeben. Der Zustimmung bedürfen 
das Leistungsverzeichnis und die Auftragserteilung. Diese darf nur versagt werden, 
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wenn begründete Einwände gegen die fachliche Eignung und/oder Finanzkraft des 
Auftragnehmers bestehen. 

(3) Die erforderlichen Katastervermessungsarbeiten werden einem öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieur mit der Auflage in Auftrag gegeben, alle Arbeiten mit der 
Gemeinde abzustimmen. 

§ E 5 
Baudurchführung 

(1) Der Erschließungsträger hat durch Abstimmung mit Versorgungsträgern und 
sonstigen Leitungsträgern sicherzustellen, dass die Versorgungseinrichtungen für 
das Vertragsgebiet (z.B. Post- und Stromkabel, Gas- und Wasserleitung) so 
rechtzeitig in die Verkehrsflächen verlegt werden, dass die zügige Fertigstellung der 
Erschließung nicht behindert und ein Aufbruch fertiggestellter Anlagen 
ausgeschlossen wird.  

(2) Die Herstellung der Straßenbeleuchtung hat der Erschließungsträger im 
Einvernehmen mit der Gemeinde zu veranlassen. 

(3) Der Baubeginn ist der Gemeinde vorher schriftlich anzuzeigen. Die Gemeinde oder 
ein von ihr beauftragter Dritter ist berechtigt, die ordnungsgemäße Ausführung der 
Arbeiten zu überwachen und unverzügliche Beseitigung festgestellter Mängel zu 
verlangen. 

(4) Der Erschließungsträger hat im Einzelfall auf Verlangen der Gemeinde von den für 
den Bau der Anlage verwendeten Materialien nach den hierfür geltenden Richtlinien 
Proben zu entnehmen und diese in einem von beiden Vertragsparteien anerkannten 
Baustofflaboratorium untersuchen zu lassen sowie die Untersuchungsbefunde der 
Gemeinde vorzulegen. Der Erschließungsträger verpflichtet sich weiter, Stoffe oder 
Bauteile, die diesem Vertrag nicht entsprechen, innerhalb einer von der Gemeinde 
bestimmten Frist zu entfernen. 

§ E 6 
Haftung und Verkehrssicherung 

(1) Vom Tage des Beginns der Erschließungsarbeiten an übernimmt der 
Erschließungsträger im gesamten Erschließungsgebiet die Verkehrssicherungspflicht. 

(2) Der Erschließungsträger haftet bis zur Übernahme der Anlagen für jeden Schaden, 
der durch die Verletzung der bis dahin ihm obliegenden allgemeinen 
Verkehrssicherungspflicht entsteht und für solche Schäden, die infolge der 
Erschließungsmaßnahme an bereits verlegten Leitungen oder sonst wie verursacht 
werden. Der Erschließungsträger stellt die Gemeinde insoweit von allen 
Schadenersatzansprüchen frei. Diese Regelung gilt unbeschadet der 
Eigentumsverhältnisse. Vor Beginn der Baumaßnahme ist das Bestehen einer 
ausreichenden Haftpflichtversicherung nachzuweisen. 

§ E 7 
Gewährleistung und Abnahme 
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(1) Der Erschließungsträger übernimmt die Gewähr, dass seine Leistung zur Zeit der 
Abnahme durch die Gemeinde die vertraglich vereinbarten Eigenschaften hat, den 
anerkannten Regeln der Technik und Baukunst entspricht und nicht mit Fehlern 
behaftet ist, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem nach dem Vertrag 
vorausgesetzten Zweck aufheben oder mindern. 

(2) Die Gewährleistung richtet sich nach den Regeln der VOB. Die Gewährleistungsfrist 
beträgt fünf Jahre. Sie beginnt mit der Abnahme der einzelnen mangelfreien 
Erschließungsabschnitte durch die Gemeinde. 

(3) Der Erschließungsträger zeigt der Gemeinde die vertragsgemäße Herstellung der 
Anlage schriftlich an. Die Gemeinde setzt einen Abnahmetermin auf einen Tag 
innerhalb von vier Wochen nach Eingang der Anzeige fest. Die Bauleistungen sind 
von der Gemeinde und dem Erschließungsträger gemeinsam abzunehmen. Das 
Ergebnis ist zu protokollieren und von beiden Vertragsparteien zu unterzeichnen. 
Werden bei der Abnahme Mängel festgestellt, so sind diese innerhalb von zwei 
Monaten, vom Tag der gemeinsamen Abnahme an gerechnet, durch den 
Erschließungsträger zu beseitigen. Im Falle des Verzuges ist die Gemeinde 
berechtigt, die Mängel auf Kosten des Erschließungsträgers beseitigen zu lassen. 
Wird die Abnahme wegen wesentlicher Mängel verweigert, kann für jede weitere 
Abnahme ein Entgelt von Euro 100,00 angefordert werden. Dies gilt auch, wenn der 
Erschließungsträger beim Abnahmetermin nicht erscheint. 

§ E 8 
Übernahme der Erschließungsanlage 

(1) Im Anschluss an die Abnahme der mangelfreien Erschließungsanlage übernimmt die 
Gemeinde diese in ihre Baulast, wenn sie Eigentümerin der öffentlichen 
Erschließungsflächen geworden ist, oder bei öffentlichen Abwasseranlagen, die nicht 
innerhalb der öffentlichen Erschließungsflächen verlegt worden sind, diese durch 
Grunddienstbarkeit oder Baulast zugunsten der Gemeinde gesichert sind und der 
Erschließungsträger vorher 

a) in zweifacher Ausfertigung die vom Ingenieurbüro sachlich und fachtechnisch 
festgestellten Schlussrechnungen mit den Bestandsplänen übergeben hat,  

b) die Schlussvermessung durchgeführt und eine Bescheinigung eines öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieurs über die Einhaltung der Grenzen 
übergeben hat, aus der sich weiterhin ergibt, dass sämtliche Grenzzeichen 
sichtbar sind, 

c) einen Bestandsplan über die Entwässerungseinrichtung übergeben hat, 

d) Nachweise erbracht hat über 

• Untersuchungsbefunde der nach der Ausbauplanung geforderten 
Materialien 

• die Schadensfreiheit der erstellten Kanalhaltungen durch einen von 
beiden anerkannten Sachverständigen. 
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(2) Die nach Absatz 1 vorgelegten Unterlagen und Pläne werden Eigentum der 
Gemeinde. 

(3) Die Gemeinde bestätigt die Übernahme der Erschließungsanlagen in ihre Verwaltung 
und Unterhaltung formlos schriftlich. 

(4) Die Widmung der Straßen, Wege und Plätze erfolgt durch die Gemeinde; der 
Erschließungsträger stimmt der Widmung zu. 

§ E 9 
Kosten der Grundstücksentwässerung, Entwässerungsbe iträge 

(1) Zur Regelung der baulichen Herstellung und Entrichtung von Erschließungsbeiträgen 
für die Entwässerung schließt der Erschließungsträger eine separate Vereinbarung 
mit dem ZVG ab. Dieser Vertrag ist durch den Erschließungsträger bei Abschluss des 
Erschließungsvertrages der Gemeinde zur Kenntnis zu geben. 

(2) Die Gemeinde ist von Kosten freizuhalten. 

 

TEIL IV 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

§ S 1 
Kostentragung 

(1) Der Erschließungsträger trägt die Kosten dieses Vertrages und die Kosten seiner 
Durchführung. § E 9 bleibt unberührt. 

(2) Sofern der Gemeinde ein Aufwand für die Verschaffung des Eigentums an den 
öffentlichen Flächen entsteht, wird dieser vom Erschließungsträger innerhalb eines 
Monats nach Aufforderung erstattet. 

(3) Der Erschließungsträger verpflichtet sich sämtliche anfallenden Kosten im 
Zusammenhang mit der beabsichtigten 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 
Wohngebiet Upahl-Nord zu übernehmen. 

§ S 2 
Veräußerung der Grundstücke, Rechtsnachfolge 

(1) Der Erschließungsträger verpflichtet sich, die in diesem Vertrag vereinbarten Pflichten 
und Bindungen seinem Rechtsnachfolger mit Weitergabepflicht weiterzugeben. Der 
heutige Erschließungsträger haftet der Gemeinde als Gesamtschuldner für die 
Erfüllung des Vertrages neben einem etwaigen Rechtsnachfolger, soweit die 
Gemeinde ihn nicht ausdrücklich aus der Haft entlässt. 

(2) Die Veräußerung von Grundstücken im Vertragsgebiet ist erst dann zulässig, wenn 
der Erschließungsträger die in diesem Vertrag vereinbarte Bürgschaft zur Sicherung 
der Durchführung des Vorhabens übergeben hat. 
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§ S 3 
Ausgleichsmaßnahmen 

(1)  Externe Grünausgleichsmaßnahmen sind nicht zu erbringen. 

§ S 4 
Schutz des Mutterbodens 

Mutterboden, der bei der Durchführung des Vorhabens und der Erschließung im 
Vertragsgebiet ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 
Vernichtung  oder Vergeudung zu schützen. Seine Verbringung außerhalb des 
Vertragsgebietes bedarf der Zustimmung der Gemeinde. 

§ S 5 
Sicherheitsleistungen 

(1) Zur Sicherung aller sich aus §§ V 4, E 1, E 2 und S 3 für den Erschließungsträger 
ergebenden Verpflichtungen leistet er Sicherheit in Höhe von Euro 270.000,00 (in 
Worten: zweihundertsiebzigtausend Euro) durch die Übergabe einer unbefristeten 
selbstschuldnerischen Bürgschaft (Bank / Sparkasse / Kreditunternehmen), davon 
anteilig 100.000,00 Euro Gemeinde und 170.000,00  Euro Zweckverband 
Grevesmühlen.  
Die Reduzierung der Bürgschaftshaftung nach Baufortschritt kann in Teilbeträgen von 
je Euro 50.000,00 erfolgen. Bis zur Vorlage der Gewährleistungsbürgschaften 
erfolgen die Freigaben höchstens bis zu 90 % der Bürgschaftssumme nach Satz 1. 

(2) Im Falle der Zahlungsunfähigkeit des Erschließungsträgers ist die Stadt berechtigt, 
noch offenstehende Forderungen Dritter gegen den Erschließungsträger für 
Leistungen aus diesem Vertrag aus der Bürgschaft zu befriedigen. 

(3) Nach der Abnahme der Maßnahme und Vorlage der Schlussrechnung mit Anlagen ist 
für die Dauer der Gewährleistungsfrist eine Gewährleistungsbürgschaft in Höhe von 3 
% der Baukosten vorzulegen.  
Der Erschließungsträger hat mit dem bauausführenden Bauunternehmen eine 
fünfjährige Gewährleistungspflicht gemäß GBF § 613 zu vereinbaren. Zur 
Absicherung hat der Unternehmer eine selbstschuldnerische Bankbürgschaft in Höhe 
von 3 % der Schlussrechnungssumme für die Dauer der Gewährleistungsfrist 
beizubringen. 
Der Erschließungsträger tritt hiermit seine Gewährleistungsansprüche an die 
Gemeinde ab, ohne dass es insoweit noch einer weiteren Willenserklärung bedarf. Er 
händigt der Gemeinde nach Übergabe der Erschließungsanlage die Bankbürgschaft 
aus.  
Nach Eingang wird die verbliebene Vertragserfüllungsbürgschaft freigegeben. 

 

§ S 6 
Haftungsausschluss 
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(1) Eine Haftung der Gemeinde für etwaige Aufwendungen des Erschließungsträgers, 
die dieser im Hinblick auf Erschließung des 2. Bauabschnittes des B-Planes Nr. 1 
und der geplanten 4. Änderung des B-Planes Nr. 1 tätigt, ist ausgeschlossen.  

§ S 7 
Schlussbestimmungen 

(1) Vertragsänderungen oder -ergänzungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der 
Schriftform. Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag ist zweifach ausgefertigt. Die 
Gemeinde und der Erschließungsträger erhalten je eine Ausfertigung. 

(2) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen 
Regelungen dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
unwirksame Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des 
Vertrages rechtlich und wirtschaftlich entsprechen. 

§ S 8 
Wirksamwerden 

Der Vertrag wird wirksam mit der Unterzeichnung beider Vertragsparteien nach der 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Upahl. 

 Grevesmühlen, den ……………  Grevesmühlen, den ……………… 

 

 für die Gemeinde:    für den Erschließungsträger: 

  

 -------------------------------------------  ------------------------------------------------ 
 Steve Springer    Susanne Morgenstern   
 Bürgermeister     Geschäftsführerin 

 

 

 -------------------------------------------  ------------------------------------------------ 
 Hans-Peter Voß    Dirk Rößler       
 1.Stellvertreter    Geschäftsführer 

  

Dieser Vertrag umfasst 8 Seiten und die Anlagen 1-5. 
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Gemeinde Upahl

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/10GV/2015-171
öffentlich

28.07.2015

Benutzungsgebühr Trauerhalle Diedrichshagen
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

13.08.2015 Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung stimmt dem anliegenden Beschluss der Gemeinde Rüting vom 
27.04.2015 zu.        

Sachverhalt: 
Auf der Sitzung am 27.04.2015 hat sich die Gemeindevertretung Rüting auf eine 
Benutzungsgebühr von 175,00 € je Trauerfeier geeinigt.
Hierbei wurde sich an den Benutzungsgebühren der umliegenden Trauerhallen orientiert.

Proseken 105, -   €
Herrnburg 32, -   €
Selmsdorf 50, -   €
Bad Kleinen 143,61 € (10,46 € Aufschlag Samstag)
Beidendorf 51,12 €
Dorf Mecklenburg 153, -   €
Ventschow 120, -   €
Klütz 155, -   €
Grevesmühlen 72, -   €  (zzgl. 20,- € Deko)
Mühlen Eichsen 190, -   €

Der Beschluss wurde unter dem Vorbehalt gefasst, dass die Gemeindevertreter der 
Gemeinde Upahl ihre Zustimmung erteilen, da sich die Gemeinde zu 50% an den 
Sanierungskosten beteiligt hat.
           

Finanzielle Auswirkungen:

   

Anlage/n:
Beschluss der Gemeinde Rüting v. 27.04.2015
Benutzungs- und Gebührensatzung der Gemeinde Rüting für die Trauerfeierhalle 
Diedrichshagen v. 27. April 2015
Gebührenkalkulation            

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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Niederschrift noch nicht genehmigt (Entwurf) -
Gebührensatzung Trauerhalle Diedrichshagen  

Diskussion:
Die Gemeindevertretung erörtert unterschiedliche Gebührenansätze. Die Anwesenden verständigen 
sich darauf, dass die Gebühr sich an den Gebühren der umliegenden Trauerhallen orientieren 
sollte. 

Beschluss:
Die Gemeindevertretung beschließt die Satzung der Gemeinde Rüting über die Erhebung von 
Benutzungsgebühren für die Trauerhalle Diedrichshagen einschließlich der Kalkulation in 
anliegender Form. Die Benutzungsgebühr wird auf 175,00 Euro je Trauerfreier festgesetzt. Dieser
Beschluss wird vorbehaltlich der Zustimmung der Gemeinde Upahl gefasst, da diese sich als 
Projektpartner an den Sanierungskosten zu 50% beteiligt hat.

Abstimmungsergebnis:
Ja- Stimmen: 7
Nein- Stimmen: 0
Enthaltungen: 0

Online-Version dieser Seite: http://dms/ai/to020.asp?TOLFDNR=22468

A M T S I N F O R M A T I O N S S Y S T E M

Sitzung: SI/07GV/2015/09 Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Rüting

TOP: Ö 15

Gremium: Gemeindevertretung Rüting Beschlussart: ungeändert beschlossen

Datum: Mo, 27.04.2015 Status: öffentlich/nichtöffentlich

Zeit: 19:00 - 22:00 Anlass: Sitzung 

Raum: Gemeindehaus Rüting 

Ort: 23936 Rüting

Vorlage: VO/07GV/2015-118 Gebührensatzung Trauerhalle Diedrichshagen

Status: öffentlich Vorlage-Art: Vorlage öffentlich 

Federführend: Bauamt Bearbeiter/-

in:

Burmeister, Anne

Wortprotokoll
Beschluss
Abstimmungsergebnis

Proseken 105, - €
Herrnburg 32, - €
Selmsdorf 50, - €
Bad Kleinen 143,61 € (10,46 € Aufschlag am Samstag)

Beidendorf 51,12 €
Dorf Mecklenburg 153, - €
Ventschow 120, - €
Klütz 155, - €
Grevesmühlen 72, - € (zzgl. 20,- € Deko)

Mühlen Eichsen 190, - €

Seite 1 von 1Auszug

29.07.2015http://dms/ai/to020.asp?TOLFDNR=22468
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Benutzungs- und Gebührensatzung der Gemeinde Rüting für die 
Trauerfeierhalle Diedrichshagen

Vom 27. April 2015

Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-
Vorpommern (KV-MV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 08. Juni 2004 
(GVOBl. M-V S. 539), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Juli 
2011 (GVOBl. M-V. S. 777) und der §§ 1, 2, 3 und 17 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) des Landes Mecklenburg-Vorpommern in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. April 2005 (GVOBl. M-V. S. 146), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777, 833) 
wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung am 27. April 2015 folgende 
Gebührensatzung erlassen:

I. Nutzung der Trauerfeierhalle

§ 1  Gegenstand der Nutzung

1. Die Gemeinde Rüting betreibt die Trauerfeierhalle in Diedrichshagen als 
öffentliche Einrichtung.
2. Die Trauerfeierhalle dient ausschließlich der Durchführung von Trauerfeiern und 
Totengedenkfeiern.
3. Die Benutzung der Trauerfeierhalle erfolgt in Absprache mit der Gemeinde Rüting.
Ein Rechtsanspruch auf Überlassung der Trauerfeierhalle oder auf eine bestimmte 
Nutzungszeit besteht nicht.
4. Eine Überlassung der Trauerfeierhalle durch die Nutzer an Dritte ist ohne 
schriftliche Zustimmung der Gemeinde Rüting nicht zulässig.

§ 2 Rechte und Pflichten der Nutzer

1. Der Nutzer ist verpflichtet, die genutzten Räume mit allen Nebenräumen im 
aufgeräumten, besenreinen Zustand zurückzugeben.
2. Die Nutzer sind verpflichtet, die Trauerfeierhalle und deren Inventar schonend und 
sachgemäß zu behandeln. Beschädigungen oder Verluste sind unverzüglich und 
unaufgefordert der Gemeinde Rüting anzuzeigen. Die Nutzer sind verpflichtet, die 
Trauerfeierhalle und Inventar jeweils vor der Nutzung auf ihre ordnungsgemäße 
Beschaffenheit für den beabsichtigten Zweck zu prüfen. Sie haben sicherzustellen, 
dass schadhafte Anlagen und Einrichtungen nicht benutzt werden.
3. Das Essen, Trinken und Rauchen in der Trauerhalle ist nicht gestattet.
4. Fahrzeuge dürfen nur auf den hierzu vorgesehenen Plätzen abgestellt werden.
5. Bauordnungs- und brandschutzrechtliche Sicherheitsvorschriften sind einzuhalten. 

§ 3 Haftung

1. Die Nutzer haften der Gemeinde Rüting für alle aus Anlass der Benutzung 
entstandenen Schäden. Ausgenommen sind Schäden, die auf Abnutzung oder 
Materialfehler zurückzuführen sind und trotz ordnungsgemäßen Gebrauchs der 
Einrichtungen eintreten.
2. Die Gemeinde haftet nicht für Schäden irgendwelcher Art, die den Nutzern, 
Bediensteten oder Beauftragten, sowie den Gästen der Trauerveranstaltungen aus 
Anlass der Benutzung erwachsen.
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3. Die Gemeinde haftet ferner nicht, wenn Garderobe, Fahrzeuge oder sonstige 
Gegenstände abhandenkommen oder beschädigt werden. Dieser 
Haftungsausschluss erstreckt sich auch auf die von der Gemeinde zu vertretende 
Verletzung ihrer Verkehrssicherungspflicht, sofern nicht Vorsatz vorliegt

II. Benutzungsgebühren

§ 4 Gebührenpflicht

1. Die Gemeinde Rüting erhebt für die Benutzung der gemeindeeigenen 
Trauerfeierhalle in Diedrichshagen Benutzungsgebühren.
2. Die Benutzungsgebühren sollen einen Teil der anfallenden Kosten abdecken.
3. Zur Zahlung der Benutzungsgebühr ist verpflichtet:

a) wer die Nutzung der Trauerfeierhalle beantragt,
b) wer die Bestattungskosten zu tragen hat (§ 1968 BGB).

4. Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.

§ 5 Entstehung und Fälligkeit der Gebühren

1. Die Gebührenschuld entsteht mit der Inanspruchnahme der Trauerfeierhalle. 
2. Die Gebühren werden durch Bescheid festgesetzt. Sie werden mit Bekanntgabe 
des Bescheides gegenüber dem Gebührenschuldner fällig. Die fälligen Gebühren 
können bei Nichteinhaltung der Fälligkeitstermine im Verwaltungszwangsverfahren 
beigetrieben werden.

§ 6 Gebührenhöhe

1. Für die Benutzung der Trauerfeierhalle wird eine Benutzungsgebühr in Höhe von 
.... € je Beerdigung bzw. Trauerfeier erhoben. Mit dieser Benutzungsgebühr sind alle 
anfallenden Nebenkosten abgegolten.
2. Bei übermäßiger Verschmutzung, Beschädigung usw. werden die Mehrkosten als 
Auslagen gesondert in Rechnung gestellt.

§ 7 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.07.2015 in Kraft. Mit Inkrafttreten wird die 
Benutzungsgebührensatzung vom 20. März 2007 außer Kraft gesetzt.

Rüting, den (Dienstsiegel)

Holger Hinze
Bürgermeister
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Nutzungsentgelt Trauerhalle Die 09.04.2015

GB Finanzen, SG KLR/ ANBU

Berechnungen für Nutzungsentgelt/ Miete: 
Trauerhalle Diedrichshagen
Dorfstraße 4a, 23936 Diedrichshagen

Wirtschaftlichkeitsberechnung Einzelwerte in EUR Gesamt in EUR
Berechnung 
in EUR Liquidität

Grundstück

. Ort Diedrichshagen

. Straße Dorfstraße 4a

Katasterbezeichnung
. Gemarkung Diedrichshagen
. Flur 2
. Flurstück 41
. Grundbuchblatt

Größe 3.861 m²
davon: 
Gebäudefreifläche Trauerhalle 1.020 m²
Grünfläche/ Spielplatz 2.841 m²

Anzahl der Häuser 1
Anzahl der Wohnungen 0
Anzahl der Nebengebäude 0

vorhandene Nutzfläche (BGF) in m²
Trauerhalle 440,00 440,00

Gesamtfläche 440,00 440,00 440,00

Gewerbliche Wohnungen

Das Gebäude soll veräußert werden.
Das Gebäude soll vermietet werden. x

N:\Ämter\03 Finanzen\02 KoRe und AnBu\01 KoRe\Kalkulationen\07_Rüting\Trauerhalle
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Nutzungsentgelt Trauerhalle Die 09.04.2015

Wirtschaftlichkeitsberechnung Einzelwerte in EUR Gesamt in EUR
Berechnung 
in EUR Liquidität

Aufstellung der Gesamtkosten

I. Kosten des Baugrundstückes
1. Wert des Baugrundstückes Trauerhalle 5.736,69 5.736,69

laut Bewertung EÖB 5.736,69

2. Erwerbskosten , Grundstücksnebenk. 0,00 0,00
3. Erschließungskosten
a. Abfindungen und Entschädigungen 0,00 0,00
b. Kosten der Herrichtung des Baugr. 0,00 0,00
c. Kosten der öffentl. Entwässer.-u. Vers. 0,00 0,00
d. Kosten der nicht öff. Entw.u. Vers. 0,00 0,00
e. Andere einmalige Abgaben 0,00 0,00

Summe 5.736,69 5.736,69

II. Baukosten
1. Kosten der Gebäude
    . Wert laut Bewertung vom 03.03.2015 98.637,47 98.637,47 98.637,47
    . Wert wiederverwendeter Gebäudeteile 3.500,00 3.500,00 3.500,00

Summe 102.137,47 102.137,47

2. Kosten der Außenanlagen
a. Kosten der Entwässerungs-u.Vers.Anl. 9.053,01 9.053,01 9.053,01
b. Kosten für das Anlegen von Hof-und Wegebefestigung 4.946,46 4.946,46 4.946,46
c. Kosten der Gartenanlagen (Aufwuchs) 1.652,29 1.652,29 1.652,29
d. Kosten sonstiger Außenanlagen 0,00 0,00

Summe 15.651,76 15.651,76

3. Baunebenkosten
a. Kosten Architekten- und Ing.lstg. 0,00 0,00
b. Kosten der Verwaltungsleistungen 0,00 0,00
c. Kosten der Behördenleistungen 0,00 0,00
d. Folgende Kosten
aa. Kosten der Besch. der Fin.mittel 0,00 0,00
bb. Kapitalkosten und Erbbauzinsen 0,00 0,00
cc. Kosten Besch.u.Verz. Zwischenfin. 0,00 0,00
dd. Kosten Beschaffung Aufwendungsd. 0,00 0,00
ee. Steuerbelastungen des Baugrundst. 0,00 0,00
e. Sonstige Nebenkosten 0,00 0,00

Summe 0,00 0,00

4. Kosten der bes. Betriebseinrichtungen 6.463,33 6.463,33 6.463,33
5. Kosten des beweglichen Vermögens 5.057,71 5.057,71 5.057,71

Gesamtkosten 135.046,96 135.046,96

N:\Ämter\03 Finanzen\02 KoRe und AnBu\01 KoRe\Kalkulationen\07_Rüting\Trauerhalle
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Nutzungsentgelt Trauerhalle Die 09.04.2015

Wirtschaftlichkeitsberechnung Einzelwerte in EUR Gesamt in EUR
Berechnung 
in EUR Liquidität

Finanzierungsplan

Belastung des Grundstücks vor Baubeginn
1. 0,00 0,00 0,00

Finanzierung
1. Darlehen 0,00 0,00
. Bank 0,00
. Zinsen 0,00
. Tilgung 0,00
. Auszahlungskurs 0,00
. vertragsliche Laufzeit 0,00
2. Darlehen 0,00 0,00

3. Eigenleistungen 33.783,03
a. Geldmittel 24.546,34 24.546,34 24.546,34
b. Wert der Sachleistungen 0,00 0,00
c. Wert der Arbeitsleistungen 0,00 0,00
d. Wert des eigenen Grundstücks 5.736,69 5.736,69 5.736,69
e. Wert verwendeter Gebäudeteile 3.500,00 3.500,00 3.500,00

4. Fremdmittel als Ersatz für Eigenlst..
a. Zuwendung nach ILERL M-V 81.263,93 81.263,93 81.263,93
b. Investitionskostenzuschuss Gemeinde Upahl 20.000,00 20.000,00 20.000,00

Gesamtfinanzierungsmittel 135.046,96 135.046,96

Kontrollposition-Baukosten-Finanzierung 0,00 0,00

N:\Ämter\03 Finanzen\02 KoRe und AnBu\01 KoRe\Kalkulationen\07_Rüting\Trauerhalle
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Nutzungsentgelt Trauerhalle Die 09.04.2015

Wirtschaftlichkeitsberechnung Einzelwerte in EUR Gesamt in EUR
Berechnung 
in EUR Liquidität

Aufwendungen
a. Bewirtschaftungskosten
I. Abschreibungen
a. Gebäude 1.276,72 1.276,72 1.276,72
b. Außenanlagen Hof- u. Wegebefestigung 141,33 141,33 141,33
c. Außenanlagen Aufwuchs 110,15 110,15 110,15
d. Entwässerung-u. Abwasserbeseitigung 226,33 226,33 226,33
e. Betriebsvorrichtung;Lichttechnik, Stromverteiler 627,67 627,67 627,67
f. bewegliches Vermögen 337,18 337,18 337,18

Zwischensumme 2.719,37 2.719,37 2.719,37

II. Verwaltungskosten  je Objekt pauschal 200,00 200,00 200,00 200,00
0,00

Zwischensumme 200,00

III. Betriebskosten lt. JR 2014 933,16 933,16 933,16
a. Hausmeister 0,00 0,00
b. allgm. Bewirtsch. 0,00 0,00
c. Reinigung 0,00 0,00
d. Versicherung 17,18 17,18 17,18
e. Wasser/ Abwasser 171,94 171,94 171,94
f. Gas 0,00 0,00
g. Strom 744,04 744,04 744,04
h. Müllabfuhr 0,00 0,00 0,00

Zwischensumme 933,16

IV. Instandhaltungskosten 880,00
Unterhaltung Gebäude....440 m2 HNF/NF x 2,00  EUR 880,00 880,00 880,00 880,00
Unterhaltung Betriebs-und Geschäftsausstattung ...EUR 0,00 0,00 0,00 0,00

Zwischensumme 880,00

b. Kapitalkosten Annuität 0,00
I. Fremdkapitalkosten
1. Zinsen 0,00 0,00 0,00
    Tilgung 0,00 0,00 0,00
    auf EUR 0,00 0,00 0,00
2. Zinsen 0,00 0,00
   Tilgung 0,00 0,00
   auf EUR 0,00 0,00 0,00

0,00 0,00
Zwischensumme 0,00 0,00 0,00

II. Eigenkapitalkosten
2,0 % Zinsen auf EUR.......33.783,03 675,66 675,66 675,66 675,66

III. Erbbauzinsen 0,00 0,00 0,00 0,00

Aufwendungen gesamt 5.408,19 5.408,19 2.013,16

Erträge

I. Nutzungsentgelt

Nutzungseinheiten im Jahr (geschätzt) 10,00
Kosten je Nutzung 540,82 EUR
Finanzierungsmiete je Nutzung 540,00 EUR

Erträge aus Vermietung bisher ( 75,00 EUR je Nutzun g)

Erträge gesamt 5.400,00 5.400,00 2.013,16

Ergebnis -8,19 -8,19 0,00
Liquiditätsmiete je Nutzung 201,32
(Annahme: 10 Nutzungen pro Jahr)

N:\Ämter\03 Finanzen\02 KoRe und AnBu\01 KoRe\Kalkulationen\07_Rüting\Trauerhalle
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Gemeinde Upahl

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/10GV/2015-173
öffentlich

03.08.2015
G. Matschke

Fortschreibung Landesraumentwicklungsprogramm M-V; 2. Stufe 
der Beteiligung
hier: Stellungnahme der Gemeinde Upahl
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

13.08.2015 Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:
1. Die Gemeindevertretung beschließt die in der Anlage beigefügte Stellungnahme zur 

Fortschreibung des Landesraumentwicklungsprogramms M-V im Rahmen der 2. 
Stufe der Beteiligung.

2. Die Verwaltung wird beauftragt die Stellungnahme fristgerecht an das zuständige 
Ministerium zu übermitteln.

    

Sachverhalt: 
Im Rahmen des 2. Beteiligungsverfahrens zur Fortschreibung des LEP M-V haben die 
Gemeinden in dem Zeitraum vom 29.06.2015 bis zum 30.09.2015 die Möglichkeit zur 
Abgabe einer Stellungnahme. 

  

Finanzielle Auswirkungen: 

  

Anlage/n: 
- Stellungnahme der Gemeinde Upahl zur Fortschreibung des LEP-2. Beteiligung mit 

Anlagen 1-5

  

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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Telefon: 
(03881)723-0 
Telefax: 
(03881)723-111 

Öffnungszeiten: 
Di. -. Do. 09:00 - 12:00 Uhr 
Di.  13:00 - 15:00 Uhr 
Do. 13:00 - 18:00 Uhr 

Bankverbindung: 
Sparkasse MNW 
Volks- und Raiffeisenbank 
Deutsche Kreditbank AG 

Kto.-Nr. / BLZ 
1000030209 (14051000) 
103004 (13061078) 
100289 (12030000) 

BIC IBAN 
NOLADE21WIS DE65 1405 1000 1000 0302 09 
GENODEF1HWI DE25 1306 1078 0000 1030 04 
BYLADEM1001 DE51 1203 0000 0000 1002 89 

** Sie finden uns im Internet unter www.grevesmuehlen.de ** 

__ 

_ 

Stadt Grevesmühlen 
Der Bürgermeister 

 
Zugleich Verwaltungsbehörde für das Amt Grevesmühlen-Land mit den Gemeinden: 

Bernstorf, Gägelow, Plüschow, Roggenstorf, Rüting,  
Stepenitztal, Testorf-Steinfort, Upahl, Warnow 

Für die Gemeinde Upahl 

 

 

 
Stadt  Grevesmühlen • Rathausplatz 1 • 23936 Grevesmühlen 
 
Ministerium für Energie,  
Infrastruktur und Landesentwicklung  
Mecklenburg-Vorpommern 
Abteilung Landesentwicklung  
Schloßstr. 6-8 
19053 Schwerin  
 
 

Geschäftsbereich: Bauamt 

Zimmer: 2.1.10 

Es schreibt Ihnen: Frau  G. Matschke 

Durchwahl: 03881-723-165 

E-Mail-Adresse: g.matschke@grevesmuehlen.de 

 info@grevesmuehlen.de 

Aktenzeichen: 6004/mat 

       

Datum: 04.08.2015 

 
Fortschreibung Landesraumentwicklungsprogramm Meckl enburg-Vorpommern   
hier: Stellungnahme der Gemeinde Upahl im Rahmen de r 2. Beteiligungsstufe 
 
 
Sehr geehrte Damen und sehr geehrte Herren,  
 
Zunächst geben wir den Hinweis, dass wir im Rahmen der 1. Beteiligungsstufe eine 
Stellungnahme mit Schreiben vom 01.07.2014 abgegeben haben, die sich nicht in der 
Abwägungsdokumentation wieder findet. Wir haben diese Stellungnahme diesem Schreiben 
nochmals beigefügt mit der Bitte um Vornahme der Abwägung im Rahmen dieser 2. Stufe 
der Beteiligung (s. Anlage 1 ).  
 
die Gemeinde Upahl gibt darüber hinaus folgende Hinweise:  
 
Landwirtschaftsräume 
 
Die Neuformulierung in dem Programmsatz 4.5. (2) entfaltet als Ziel eine Wirkung wie ein 
Vorranggebiet, wie es im 1. Entwurf zur Rede stand. Insofern ist die Neuformulierung keine 
für die Gemeinde zufriedenstellende Korrektur.  
 
Der Programmsatz sieht vor, dass landwirtschaftliche Flächen u.w. ab einer Bodenwertzahl 
von 50 nicht in andere Nutzungen umgewandelt werden dürfen. Im Umkehrschluss heißt 
dies, dass eine Umwandlung lediglich im Rahmen eines Zielabweichungsverfahrens möglich 
sein wird.  
 
Als Fußnote sind Umwandlungen im Zusammenhang mit Gewerbe- und 
Industriegroßstandorte ausgeschlossen von dieser Regelung. Es ist also davon auszugehen, 
dass sämtliche weiteren Umwandlungen von diesem Programmsatz umfasst werden. Als 
nicht abgeschlossene Aufzählung ergibt sich damit eine Untersagung von Maßnahmen des 
Umweltschutzes, Verkehrswege, der Siedlungsentwicklung, Gewässerausbau, 
Hochwasserschutz usw..   
 
Auf eine Darstellung der betreffenden Flächen wurde vom Planverfasser verzichtet, dass 
jedoch ein Flächenbezug in diesem Programmsatz enthalten ist, ist wohl unstreitig. Fraglich 
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Seite 2  

ist der konkrete Flächenbezug. Sind einzelne Flurstücke maßgeblich, die tatsächliche 
Beschaffenheit im Bereich der etwaig geplanten Umwandlung oder sind es Areale? Sind 
Durchschnittswerte maßgeblich oder wiederum die konkrete Beschaffenheit der 
umzuwandelnden Fläche.  
 
Umfasst diese Regelung auch kleinste Inanspruchnahmen oder ist eindeutig definierbar, ab 
welchem Umfang von Umwandlung gesprochen werden kann?  
 
Die Bodenwertzahlen liegen den Gemeinden nicht vor und sind aktuell auch nicht zu 
beschaffen. Die vom Kataster- und Vermessungsamt zur Verfügung zu stellenden 
Unterlagen sind handschriftlich verfasste Kataster, deutlich sichtbar älteren Datums. Ein 
Abgleich zu aktuellen Katasterbeständen ist für Gemeinden und andere Vorhabenträger 
unzumutbar.    
 
Ein Ziel der Raumordnung ist es dies in die Flächennutzungsplanung der Gemeinde 
aufzunehmen. Da eine eindeutiger Flächenbezug aufgrund der mangelnden Definition des 
Begriffs Umwandlung und aufgrund der nicht zu ermittelnden Daten für die Gemeinde 
unmöglich ist, wäre dies für die Gemeinde nicht umsetzbar.  
 
Darüber hinaus ist anzuzweifeln, dass überhaupt ein Regelungsbedarf im 
Landesentwicklungsprogramm besteht. Vielmehr geht die Gemeinde davon aus, dass die 
bestehenden gesetzlichen Regelungen ausreichend sind, den beabsichtigen Schutz der 
landwirtschaftlichen Flächen zu gewährleisten.  
 
 
Landesweit bedeutsame Gewerbe- und Industriegebiete  
 
Die Stellungnahme der Gemeinde Upahl zu diesem Themenfeld wird im Einklang und 
Zusammenarbeit mit der Stadt Grevesmühlen erstellt, da dies für die Gemeinde Upahl und 
das benachbarte Mittelzentrum gleichermaßen von sehr großer Bedeutung ist. Zudem 
besteht beiderseitiges Interesse an der weiteren Entwicklung des Großgewerbestandortes 
Grevesmühlen-Upahl.  
 
Die Gemeinde Upahl befindet sich im westlichen Teil des Landkreises 
Nordwestmecklenburg, direkt an der BAB 20 und somit in einem der stärksten wachsenden 
Wirtschaftsregionen unseres Bundeslandes. Aktuell ist kein nennenswerter 
Bevölkerungsrückgang zu verzeichnen, die Kaufkraft steigt stetig und das 
Arbeitskräftepotenzial steigt, im Gegenzug liegt die Arbeitslosenquote aktuell bei unter 6 %.  
 
Im bestehenden Gewerbegebiet werden aktuell insbesondere durch den Konzern ARLA, 
aber auch durch die weiteren dort ansässigen Betriebe Erweiterungen der 
Betriebseinrichtungen in Größenordnungen durchgeführt, die weitere Arbeitsplatzbedarfe in 
nennenswerter Größenordnung erzeugen. Allein ARLA gibt für die aktuellen 
Erweiterungsmaßnahmen zusätzliche Arbeitskräftebedarfe von 50-60 Mitarbeitern an bei 
zurzeit 950 Beschäftigten.  
 
Insofern gehen wir nicht ohne Stolz davon aus, dass der Großgewerbestandort bewiesener 
Maßen über ein marktkonformes Profil besitzt, dass es in unserem, aber auch im 
Landesinteresse weiter auszubauen gilt.  
 
Erfreulich insbesondere ist, dass mit ARLA und den Norddeutschen Kaffeewerken 
Großbetriebe mit internationaler Marktaufstellung aus Upahl tätig sind.  
 
Aktuell stehen in kleineren Parzellen nur noch lediglich 13 ha Verkaufsflächen von ehedem 
89 ha  zur Verfügung, so dass mittelfristig eine Erweiterung dringend notwendig erscheint, 
um weitere Ansiedlungen bedienen zu können. Unsere Erfahrung ist indes, dass große, 
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zusammenhängende Industriestandorte ab ca. 10 ha nachgefragt werden, die aktuell aber 
nicht bedient werden können.  
 
Daher besteht Interesse und – wie nachfolgend eingehender erläutert – auch hinreichende 
Argumente für die Aufnahme des Gewerbe- und Industriestandortes Grevesmühlen – Upahl 
als landesbedeutsamer Industrie- und Gewerbestandort.  
 
Anlehnend an die in Abb. 20 des LEPs genannten Kriterien lassen sich die Argumente wie 
folgt auflisten:  
 

1. Der Großgewerbestandort Upahl ist als regional bedeutsames Industrie-. und 
Gewerbegebiet im RREP Westmecklenburg 2011 ausgewiesen.  

2. Das bestehende Industrie- und Gewerbegebiet ist als Bebauungsplan Nr. 4 der 
gemeinde Upahl seit dem 02.04.2004 rechtskräftig und seit 1993 voll erschlossen.  

3. Die aktuelle Auslastung des bestehenden Bebauungsplangebietes beträgt 75 %.  
4. Die potenzielle Erweiterungsfläche ist in Anlage 2  dargestellt und könnte 49 ha 

umfassen. Damit beträgt die voraussichtliche Gesamtfläche an Industrie – und 
Gewerbeflächen ca. 139 ha.  

5. Kommt als Alternativkriterium nicht zum Tragen.  
6. Die direkte Anbindung an die Autobahnauffahrt BAB 20 ist gegeben bzw. für die 

Erweiterung realisierbar. Die entsprechenden Vorabsprachen mit dem zuständigen 
Straßenbaulastträger und die dementsprechenden verkehrstechnischen 
Untersuchungen wurden im Jahre 2009 vorgenommen (s. Anlage 3).  

7. Eine Gleisanbindung ist bei entsprechendem Bedarf von der bestehenden 
Bahntrasse Lübeck – Bad Kleinen her umsetzbar. Die konkrete Wegeführung ist bei 
Bedarf konkreter zu betrachten. Die zusätzliche Wegstrecke von ca. 3 km ist bei 
entsprechendem Bedarf realistisch finanzierbar.  

8. Nach vorliegender Auskunft der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises 
Nordwestmecklenburg und nachweislich der bestehenden Kartierungen von 
Schutzgebieten ist von einer konfliktarmen Ausgangssituation für die 
Gebietserweiterung auszugehen (s. Anlage 4 ). 

9. Grevesmühlen ist als Mittelzentrum direkt benachbart und verfügt über die 
entsprechende Ausstattung und Attraktivität für potenzielle Neuansiedlungen und 
Neubürger.  

10. Die Erschließung in direkter Anbindung an die L03 ist bereits im Zuge der 
Voruntersuchungen eines vorhabenbezogenen B-Planes „Mc Donald’s“ in 2009 
untersucht worden (s. Anlage 5 ). Die Umsetzung ist umsetzbar und aufgrund der 
geringen Aufwendungen für die äußere Erschließung verhältnismäßig kostengünstig 
umzusetzen.  

 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
J. Ditz 
Bürgermeister 
 
Anlagen:  
Anlage 1- Stellungnahme der Gemeinde Upahl vom 01.07.2014 zur FS des LEP M-V 
Anlage 2- Potenzielle Erweiterungsfläche des Industrie- und Gewerbegebietes Upahl 
Anlage 3- Verkehrsuntersuchung Verkehrsanbindung McDonald’s Restaurant an die 

     Landesstraße L03 zwischen Grevesmühlen und Upahl vom 15.06.2009 (Auszug) 
Anlage 4- Auskunft UNB des Landkreises NWM vom 25.06.2013  
Anlage 5- Entwurf des B-Planes Nr. 8 für das Gebiet „McDonald’s-Restaurant“ (Auszug) 
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